
Aktenzeichen:

-13/1 ngwl■g/61

Zugestellt

a? dem Fevisicnskläger
b den Revisicns—

beklagten,
c) der Eeigcladenen

zu 2)
am 22. Agril 1964

d) der Eeigeladeneh
zu 1)

am 24„ Arril 1964

Regierungsobersekretär
als Urkundstcamter der

Geschäftsstelle

.
I m , N a m e n d e s V o l k e s

In'Sachen

des Freistaates Bayern, vertreten durch die Finanz»
mittelstelle München des Landes Bayern München 2„
MQisonstraße 8/II,

Beklagten und Revisionsklägers„

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigter:

beigeladen:

10 BundesvcrsichGrungsanstalt für Angestellte,
Berlin 313 Ruhrstraße 2,

2° Landesversicherungsanstalt Oberbayern‚
München, Holeinstraße 11,

hat der 1l„ Senat des Bundessozialg@richts ohne
mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs„ 2 i V mg
5 155 Abso 1 und 5 165 des Sozialgerichtsgeset/es
am 17 März 1964 unter Mitwirkung von

Senat5präsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzendem‚

'Bundesrichterin Dr° s c h w a r z und

Bundesricht€r ' Drc B u s s

‘ .
als Weiteren Berufsrichtern„

Bundessozialrichter w e i n r e i c h und

.
Bundessozialricht8r V i e h w G'g e r

als ehrenamtlichen Richtern,
für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
V0m ? März 1961 wird aufgehoben, Soweit es die
BOTUfUHQdes Beklagten gegen das Urteil des
SOZialgerichts München vom 27 April l959 betrnrrt‚
AUf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des
Sozialgerichts München vom 270 April 1959 aufgew
hoben Die Klage wird als unzulässig abgewieseno
Der Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Ver
lahrens vor dEm Sozialgericht und ein Drittel de)

Kosten des Verfahrens vor dem Landess O/ialgefich5
zu erstattenu Im Revisionsverfahr€n hat der
Kläger seine außergerichtlichen Kosten selbst
zu tragena

— i
V o n R e c h t s

.
w e g e n „
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Mit Bescheidvom‘26°September1955gewährtedie Bundesversichew
rungsanstalt für Angestellte (BfA) dem Kläger Rente aus der
Angestelltenversicherung mit einem Leistungsanteil aus Vere'

‘ sicherungszeiten‚ die der Kläger vor 1933 in der Invalidenw
versicherung_zurüekgelegt hat° Sie teilte dem Kläger in diesem
Bescheid und in einem Schreiben vom 280 Oktober 1955 mit, über

die Anrechnung von Zeiten der Verfolgung des Klägers durch den

NationalsozialiSmus werde sie noch entscheiden, sobald das

Bayerische Landesentschädigungsamt (Bayero LEA) die An5prüche
‘des Klägers nach dem Bundesentschädigungsgesetz (BBG) überprüft

habe; die Landesversicherungsanstalt (LVA) Oberbayern habe eine
solche Überprüfung veranlaßto Das Bayero LEA hatte dem Kläger in

den Jahren 1950 und
1954 G81dentschädigung zur Wiedergutmachung —

nationalsozialistisohen Unrechts zuerkännt; nachdem der Kläger

im Jahre 1956 wegen staatsg6fährdender Delikte verurteilt worden-

war, hatte das Bayer„ LEA mit Bescheid vom 20° Juni 1956, ge“
stützt auf die @@6, 200 BBG, Seine Entschädigungsbescheide

widerrufen, sämtliche Ansprüche auf Entschädigung für verwirkt

erklärt und die nach Eintritt des Verwirkungsgrundes erbrachten

Leistungen zurückgeforderto Durch Bescheid vom 270 Juli 1956

stellte das Bayer° LEA fest, daß die tatsächlichen Vorause

setzungen der @@1 Abs° 1 Nrc 1, 3 Abs„ 1 des Gesetzes über

die Behandlung der verfolgten des Netionalsozialismus in der

Sozialversicherung (VerfolgtenG) vom 220 August 1949 (WiGB1 263}

nicht vorliegen; zur Begründung berief es sich auf die Ver»

wirkung der Entsehädigungsan5prüche nach dem Bescheid vom

200 Juni 19560 Die BfA lehnte darauf den Antrag des Klägers

auf Neuberechnungder Rente mit Bescheid vom30 Oktober 1956abi
\.„4

Im August 1956 erhob der Kläger Klage gegen den Bescheid des

Bay0ro lEA vom 270 Juli 1956 bei der Entschädigungskammér des
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Landgerichts Münch:n° Die Entschädigungskammer verwies den

Rcohtsstreit an das Sozialgericht (SG) München° Das SG lud
die BfA und die LVA Oberbayern bei, hob durch Urteil vom
27° April 1959 diesen Bescheid auf und verpflichtete den

Freistaat Bayern (Beklo), die vom Kläger geltend gemachten
Ersatzz©iten anzuGrkennena Gegen dieses Urteil legten der

Beklagte und die LVA Oberbayern Berufung einn '

Im Januar 1957 wandte sich der Kläger mit der Klage beim SG

München auch gegen den Bescheid der BfA vom 5° Oktober 1956;

Durch Urteil vom 1„ April 1960 verurteilte das SG die BfA,
“die Zeiten des Auslandsaufenthalts des Klägers vom 10 Februar
1933 bis 51° Mai 1934 und der Haft des Klägers vom 1° November

1934 bis 300 April 1945 als Ersatzzeiten im Sinne von Art„ 1,

$ 28 Abs° 1 Nr° 4 des Angestdlltenversicherungs-Neuregelung5e
gesctzes (AnVNG) auf das mit Bescheid vom 260 September 1955

zungilligte Ruhegeld anzuerkennenÜo Gegen dieses Urteil legte

die BfABerufungein„ .'* ;; \ ‘

Das Landessozialgericht (LSG) München verband beide Sachen

zu gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung und erließ am

70 März 1961 folgendes Urteil:

I° Die Berufungen des Freistaates Bayern und der LVA

Oberbayern gegen das Urteil der 10° Kammer des SG

‘München vom 27„ April 1959 werden mit_der Maßgabe

zurückgewiesen, daß die Ziffer l des Urteils wie

folgt neu gefaßt wird:

"Unter Aufhebung des Bescheides des Bayerischen

.
Landesentschädigungsamts vom 270 Juli 1956 wird

festgestellt, daß die tatsächlichen Voraussetzungen

des 5 1 Absatz 1 Nro 1 und des 5 5 Absatz 1 des

Gesetzes über die Behandlung der Verfolgten des
Nätionalsozialismus in der Sozialversicherung

vom'

°“ 1ugust 1949 für die Zeiten des Auslandsaufent—(—.L..o .
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IV°
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haltes vom10 Februar 1953bis 31° Mai 1934und
die Haftzeit vom 10 November 1934 bis 30° April

1945erfüllt sind„" ‘ _
‘ - -

Auf die Berufungder BfA wird die Ziffer 1 des
Urteils der 260 Kammer des SG München vom-
10 April 1960 wie folgt gefaßt:

"Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte”
wird unter Abänderung ihres Bescheids vom
260 September 1955 samt Mitteilung vom
30 Oktober 1956 für verpflichtet erklärt,
bei der Gewährung des Ruhegeldes ab 10 Juli

1955 die Zeiten vom 10 November 1934 bis
30° April 1945 rentensteigernd im Leistungs»

anteil aus der Invalidenversicherung zu berücku

siehtigeno" ' ’

Im übrigen wird die Berufung zurückgewiesen°

Der Freistaat Bayern, die EfA und die LVAOber»
bayern haben dem Kläger je zu einem Drittel die.

im Berufungsverfahren vor dem Bayer; LSG entwk. 45

standenen außergerichtlichen Kosten zu erstatten;
\

Die Revision wird zugelassen°

Das LSG führte im wesentlichen aus; In dem Bescheid vom
270 Juli 1956 habe das Bayer° LEA als die im Freistaat

Bayern ZUStändigeEnt50hädigungsbehörde(nur) eine an
sich dem Recht der Sozialv€rsicherung fremde Fest»

stellung über die "tatsächlichen Voraussetzungen" der

55 1 Abso.1Nr° 1 und5 Abs„ 1 NVGgetroffen, es habe
damit über eine 293£5353 für die etwaige Anrechnung von

Ersat2501ten in der Rentenversicherung entschieden; über

die Anrechnung selbst und über die Höhe der Leistungen
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aus der Sozialversicherung habe es nicht zu entscheiden

gehabt° Die Klage gegen den Bescheid des Bayer° LEA sei

eine mit einer Feststellungsklage verbundene Aufhebungsu
klage° Die Befugnis und die Verpflichtung des Bayero LEA

zu derartigen Entscheidungen (vgl„ die Bayer° Durchführungsd‘

Verordnung zum Verfolgtenc vom 80 August 1950 „ GVBl 1950,

117 „) seien weder durch das Inkrafttreten des Sozial«

gericht5gcsctzes (SGG) am 1° Januar 1954 noch rückwirkend
durch die am 10 Januar 1957 in Kraft getretenen Renten“

versicherungs-Neurcgelungsgesetze weggefallcn; die tat-

sächlichen Voraussetzungen für die Feststellung der Zeiten

des Auslandsauf@nthalts und der Haft des Klägers als Ersatz”

Zeiten im Sinne des verfolgtenG seien entgegen der Meinung

des Bayer° LEA erfüllt, die BfA habe die Berücksichtigung

der Ersatzzeiten in dem Bescheid vom 3„ Oktober 1956 zu
Unrecht abgelehnt°

Das Urteil wurde demBeklagten am 19„ Mai 1961, der BfA
(Beklagte und zugleich im Verfahren gegen den Freistaat

Bayern Eeigeladene) am 23° Mai 1961, der LVA Oberbayern

(Beigeladene) am 250 Mai 1961 und demKläger am 19„ mai 1961
zugestellto

Am 100 Juni 1961 legte der Beklagte Revision ein, er beanm

tragtO, für Recht zu erkennen: '

1° Das Urteil des Bayer„ LSG München vom

7° März 1961 wird in Ziffer I und „ soweit

es den Freistaat Bayern betrifft“ in Ziffer

III aufgehoben„ ' ‘

20 Die Klage wird abgewiesen°

Am 15„ Juli 1961 begründete der Beklagte die Revision: Die

in dem Urteil des LSG gegenüber dem Beklagten getroffene

Egptptgllunc von HiedGrgutmachungävoraussetzungen solle den

„,
()

'-'
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Erlaß eines den Kläger begünstig€nden Bescheides des Bayer„ LEA

ersetzen; das LSG habe eine solche-Feststellung nur treffen '

dürfen, wenn der Beklagte selbst nach der Sach- und Rechte-

lagc im Zeitpunkt des Urteils diesen Bescheid erlassen dürfe;

dies sei nicht der Fall, mit dem Inkrafttreten der Renten—
.

versicherungs—Neuregelungsgesetze
am 1° Januar 1957 sei die

besondere Entscheidung des Bayer° LEA_über die "tatsächlichen

Voraussetzungen” der @@1 ff VerfolgtenG (@ 1 der Durchführungs-
verordnung) ersatzlos weggefallen‚ das Bayer. LEA könne seither
nur noch unverbindliche gutachtliche äußerungen über die Ver—
folgteneigenschaft abgeben, hierüber aber nicht mehr durch Ver-
waltungsakt entscheiden, Das LSG sei zwar befugt gewesen, über

den Antrag des Klägers auf £u£h3332g des Bescheides vom 27° Juli

1956 zu entscheiden, es habe aber aus sachlichen Gründen diesen

Bescheid zu Unrecht aufgehoben° Das Bayer° LEA habe nach 5 1
Abs° 1 der Durchführungsverordnung nicht nur die "reinen Tat—
sachen" zu ermitteln und feStzustellen, es habe auch diese
Tatsachen unter das Gesetz zu subsumieren und insoweit über

Rechtsfragen entschädigungsrechtlicher Natur zu entscheiden,

dazu gehöre auch die Frage, ob ein Verfolgter auf Grund allge-
meiner Vorschriften des Entschädigungsrechts, insbesondere nach

S 6 BBG, von der Wiedergutmachung in der Sozialversicherung aus—
geschlossen sei, die Ausschlußgründe des @6 BBG gälten auch

für die Sozialversicherung°

Der Kläger beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Die BfA und die LVA Oberbayern als in diesem Verfahren Bei-

geladene stellten keinen Antrago

Alle Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (5s 165, 153 Abs° 1, 124

Abs° 2 sec). '
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Die Revision des Beklagten ist statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr° 1
SCS)° Der Beklagte ist auch durch das angefochtene Urteil
beschwert, weil das LSG seinem Begehren, das Urteil des SG

aufzuheben und die Klage abzuweisen, nicht entsprochenhat°

Da die Revision auch frist— und forngerecht eingelegt ist,

ist sie zulässig„
1

A ‘ ' ' '
\

Die Revision ist im Ergebnis auch begründet, weil für die

Feststellung, die das LSG getroffen hat, ein Rechtsschutz—

bedürfnis des Klägers nicht mehr besteht° Das Rechtsschutz-

bedürfnis t3t eine Prozeßvoraussetzung (Sachurteilsvoraus—

setzung) für jede Art der Rechtsverfolgung, nicht nur für
die Feststellungsklage, für die es gesetzlich normiert ist

(vglo $$ 256 ZPO, 55 Abs° 1 SGG), sondern auch für die
Leistungsklage und für die Gestaltungsklage; fehlt es, so

ist jede Klage abzuweisen° Ob es fehlt, ist in jeder Lage
des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen° Bedarf der An5pruch,
der mit der Klage geltend gemacht wird, nicht des gericht—

lichen Schutzes, so ist von den Gerichten jeder Instanz nicht.

zu prüfen, ob dieser Anspruch besteht° "Niemand darf die Tätig-

keit der Gerichte unnütz „., in An5pruch nehmen" (RGZ 155, 175).

Im vorliegenden Fall liegen die Voraussetzungen für den Erlaß

_eines Sachurteils in dem Verfahren zwischen dem Kläger und dem
Beklagten nicht vor„ Der Beklagte hat mit dem angefochtenen

Bescheidvom27„ Juli 1956festgestellt, daßdie "tatsäch—
lichen Voraussetzungen der @@1 Abs. 1 Ziff„ 1, 3 Ab:, 1

des verfolgtenc nicht vorliegen", also die Voraussetzungen

dafür, daß die zeiten des Auslandsaufenthalts und der Haft

des Klägers als rentensteigernde Ersatzzeiten zu berück-

sichtigen sind; das LSG hat diesen Bescheid aufgehoben und

festgestellt, diese tatsächlichen Voraussetzungen seien era

füllt° Das Urteil des LSG ist insoweit ein Feststellunge—

' \
\
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urteil und zugleich ein Gestaltungsurteil° Ob das LSG in den

Urteilsgründcn zu Recht auSgeführt hat, der Beklagte habe nach

dem VCrfolgtenG und der Durchführungs«V0'nur die Tatsachen fest—
_

stellen dürfen, auf dieges für die Berücksichtigung der strittigen

Zeiten als Ersatzzeiten in der Bentenversicherung ankomme, er
habe nicht darüber entscheiden dürfen und in dem angefochtenen

Bescheid auch nicht darüber entschieden, ob die strittigen Zeiten

bei der Berechnung und Feststellung der Renten zu berücksiche

tigen seien, kann hier dahingestcllt bleiben„ In jedem Fall ist
das Interesse des Klägers an der Aufhebung dieser (negativen)

Fes stellung des Beklagten und an der begehrten (positiven) Festm

stellung, daß diese "tatsächlichen Voraussetzungen" vorliegen,
deshalb nicht mehr rechtsschutzwürdig, weil das LSG in dem

gleichen Urteil die BfA zur Gewährung von RentenleiStungen an

den Kläger unter Berücksichtigung der strittigen Ersatzzciten

verurteilt hat und weil insoweit das Urteil gegenüber der BfA
rechtSKräftig geworden ist, da die BfA Revision nicht eingelegt
hat° Das Ziel, das der Kläger mit seinem Begehren auf Aufhebung

des Bescheides des Beklagten und auf Feststellung der vom Be»

klagten in diesem Bescheid negierten "tatsächlichen Voraus—

setzungen" angestrebt hat, ist damit erreicht gewesen, daß der
Teil des Urteils, der die BfA betrifft, rechtskräftig geworden

ist° Der An5pruch des Klägers gegen die BfA, der durch diesen

Teil des Urteils im Sinne des Klägers festgestellt werdenist,
schließt die Feststellung, die vom Kläger in dem Verfahren

gegen den Beklagten geltend gemacht werden ist, in sich„ Das

Urteil des LSG beruht, soweit es die BfA betrifft, auf der

Feststellung, die der Kläger im Verfahren gegen den Beklagten
erstrebt hat, Zwar ist durch das Urteil des LSG rechtskräftig

nur über den Anspruch'des Klägers gegenüber der BfA auf die
Gewährung höherer Rente durch die Berücksichtigung der rentenm

steigernden Ersatzzeiten entschieden @ die Rechtskraftwirkung

dieses Teiles des Urteils erstreckt sich nicht auf das Begehren,

das der Kläger gegenüber dem Beklagten verfolgt hat », die
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Rechtskraft des Urteils gegenüber der BfA beseitigt aber

das Rechtsschutzinteresse des Klägers an der Aufhebung

des Bescheidcs des Beklagten und an der Feststellung der

vom Beklagten bestrittenen "tatsächlichen Voraussetzungen"

für die Berücksichtigung der rentensteigernden Ersatzzeiten,

weil diese Ersatzzeiten von der BfA auf Grund des ergangenen
Urteils

zu berücksichtigen sind, der Bescheid des Beklagten

ist damit gegenstandslos geworden„ Das Rechtsschutzbedürfnis

des Klägers ist allerdings erst in dem Zeitpunkt weggefallen,

in dem die Frist zur Einlegung der Revision für die BfA abgea
laufen und das Urteil des LSG, soweit es die BfA betrifft,

rechtskräftig geworden ist (nämlich am 230601961), also erst
nach der Einlegung der Revision des Beklagten° Auch das

Revisionsgericht hat aber @ in Abweichung von der Regel
des 5 561 ZPO, die nach @202 SGG im sozialgerichtlich€n

Verfahren ent5prcchend anzuwenden ist „ nach dem Erlaß des

Berufungsurteils eingetretene neue Tatsachen zu beachten,

wenn sie auch in der Revisionsinstanz von Amts wegen zu

prüfen sind; hierzu gehören der Wegfall des Feststellungen

interesses und damit des Rechtsschutzbedürfnisses (ebenso
RG 160, 212; BGH in-Lindenmaier—Möhring zu 5 5ü6 Nr„ 21;

BGH 18, 98 ff, 106; Baumbach—Lauterbaeh, ZPO, Anm° 3 B zu

S 561; Wieczorek, ZPO, AnmoA IV zu @274 und Anm°A II b,
B III b zu 5 561; aA Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivil»

prozeßrechts, 8° Aufl„, 5 89 IV 4, 450)° Wie der BGH wiederu'

holt (vgl„ BGHZ 10, 550, 357 ff; 18, 98 ff, 106) ausgeführt

hat, dient der Zivilprozeß der Verwirklichung des materiellen

HCChtS, die Normen des Prozeßrechts sind nicht Selbstzweek‚

sie dienen vielmehr der richtigen Urteilsfindung im Wege eines
zweckmäßigen und schnellen Verfahrens; dasselbe gilt für die

Prozeßgesetze der allgemeinen und der besonderen Verwaltungs"

gerichtsbarkeito Im vorliegenden Fall hat sich der Anspruch,
der vom Kläger gegenüber dem Beklagten geltend gemacht werden

ist, dadurchlerledigt, daß das Urteil des LSG, soweit es den

10
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„ 10 „

weitergehenden Anspruch des Klägers gegenüber der Bngthroffen
hat, rechtskräftig geworden ist; ein Rechtsschutzbedürfnis des

Klägers für die Feststellung einer Voraussetzung dieses An5pruehs-
und für die Aufhebung des Bescheides, in dem der Beklagte diese

Feststellung abgelehnt hat, besteht damit nicht mehrs Das LSG
hat zwar bei der "Neufassung" des Urteils des SG vom 10 April

‘» 1960 (unter II) als Zeit, die "rentensteigernd im Leistungse
anteil aus der Invalidenversieherung zu

berücksichtigen" ist,

ausdrücklich nur die Zeit vom 1° November 1934 bis 300 April 19H5

(Haftzeit) erwähnt, es hat aber, wie sich aus den Urteilsgründen
(unter III) eindeutig ergibt, die BfA auch als verpflichtet anw
gesehen, die Zeit vom 1° Februar 1933 bis_51° Mai 1934 (Auslands„
aufenthalt) rentensteigernd in der Invalidenversicherung zu be—

rücksichtigen, Auf die Revision des Beklagten ist deshalb das

Urteil des LSG, soweit es den Beklagten betrifft, aufzuheben;
auf die Berufung des Beklagten ist das Urteil des SG vom
27° April 1959 aufzuheben„ Die Klage ist als unzulässig abzu«

weiseno

Da über die materiell—rechtlichen Fragen, die den Beklagten

zur Einlegung der Revision veranlaßt haben, nicht entschieden

worden ist und völlig offenstcht, wer in der Sachematerielle
rechtlich obgesiegt hätte, hat der Senat im Rahmen seines sach»

gemäßen Ermessens (vgl° BSG SozR Nr„ 3 und Nro 4 zu 5 193 SGG)

im vorliegenden Fall bei der Entscheidung über die Kosten auf

BilligkCitserwägungen abgestellt, Der Kläger hat in der ersten

und zweiten Instanz in sachlich—rechtlicher Hinsicht im wesentm

lichen obgesiegt, es erscheint daher billig, über die Kosten

deln ersten und der zweiten Instanz ebenso zu entscheiden wie

die Vorinstanzen° Bei der Entscheidung über die Kosten des

Revisionsverfahrens hat der Senat berücksichtigt, daß auf die

Revision des Beklagten die Klage nur deshalb als unzulässig

abzuweisen gewe$en ist, weil die BfA gegen den Sie betreffenden

Teil des Urteils des LSGkeine Revision eingelegt hat; anderer“

. \
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seits hat der Kläger von der Möglichkeit, nach Eintritt def

Rechtskraft des die Bf■ betreffenden Teils des Urteils den

Rechtsstreit gegenüber dem Beklagten in der Hauptsache für

erledigt zu erklären, keinen Gebrauch gemacht; es erscheint

daher billig, daß im Revisionsv@rfahrchder Kläger etwaige
außergerichtliche Kosten selbst trägt°
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